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Schriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der EWG für eine erste 
Richtlinie des Rats zur Koordinierung der die Aufnahme und 
Ausübung der Direktversicherung (außer Lebensversicherung) 
betreffenden Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
(Artikel 57 Absatz 2 EWGV) 

— Drucksache V/805 — 


A. Bericht des Abgeordneten Stein (Honrath) 


Die erste Richtlinie des Rats zur Koordinierung 
der die Aufnahme und Ausübung der Direktver- 
sicherung (außer Lebensversicherung) betreffenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften (Artikel 57 
Absatz 2 EWGV) wurde dem Ausschuß für Wirt- 
schaft und Mittelstandsfragen mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
5. Juli 1966 mit Frist zum 23. November 1966 zuge- 
wiesen. 

Der Ausschuß hat in seiner 35. Sitzung die Vor- 
lage beraten. Der Ausschuß begrüßt den Vorschlag 
der Kommission, der darauf abzielt, die Versiche- 
rungsaufsichtssysteme innerhalb der Gemeinschaft 
zu harmonisieren. Eine grundsätzliche Änderung 
des Aufsichtssystems in Deutschland wird durch die 
vorliegende Richtlinie nicht erforderlich. Von den 
Zulassungs- und Ausübungsbedingungen begegnen 
jedoch die finanziellen Anforderungen erheblichen 
Bedenken, da kein Unterschied gemacht wird zwi- 
schen Unternehmen, die nur in ihrem Heimatland 
tätig sind und solchen, die sich auch in anderen Mit- 
gliedslaaten oder im gesamten Gemeinsamen Markt 
betätigen wollen. In Deutschland gilt bisher für die 
Festsetzung der finanziellen Anforderungen an in- 
und ausländische Versicherungsunternehmen eine 
Generalklausel, auf Grund deren die Aufsichtsbe- 
hörde die Anforderungen nach den Besonderheiten 
des Einzelfalles — • wenn auch unter Berücksichti- 
gung gewisser Erfahrungssätze — festlegt. Die von 


der Kommission vorgeschlagene schematische Rege- 
lung (Artikel 16 und 17), die noch in keinem Land 
erprobt ist, führt zu Ergebnissen, die gerade für die 
kleineren und mittleren Unternehmen untragbar 
und wirtschaftlich unbegründet sind. Der Ausschuß 
hat sich dem Vorschlag der Bundesregierung ange- 
schlossen, den Anwendungsbereich der finanziellen 
Anforderungen auf Unternehmen zu beschränken, 
die außer im Lande ihres Sitzes auch in anderen 
Mitgliedstaaten tätig werden wollen (grenzüber- 
schreitende Unternehmen). 

Nur für diese Unternehmen besteht auf dem Ver- 
sicherungsgebiet z. Z. ein Bedürfnis nach einer Ko- 
ordinierung. Die bisher für Ausländer zum Schutze 
der inländischen Versicherungsnehmer bestehenden 
Sondervorschriften (z. B. Stellung von Kautionen 
oder sonstige Lokalisierung von Vermögen im Auf- 
nahmeland) können nur abgebaut werden, wenn sich 
die Mitgliedstaaten untereinander gewährleisten, 
daß bei den Unternehmen mit Sitz in ihrem Hoheits- 
gebiet, die in anderen Mitgliedstaaten tätig werden 
wollen, eine bestimmte Kapitalausstattung vorhan- 
den ist. Bei Unternehmen, die nur in einem Mit- 
gliedstaat tätig sind, besteht dagegen keine Not- 
wendigkeit einer gemeinschaftlichen Regelung. 

Wenn ein Versicherungsunternehmen mit Sitz in 
einem Mitgliedstaat zusätzlich in einem anderen 
Mitgliedstaat tätig werden will, so bedeutet dies 
eine wesentliche Erweiterung des Geschäftsrisikos. 
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Das Unternehmen braucht hierfür nicht die finanziel- 
len Mittel für die Betriebsaufnahme und die lau- 
fende Geschäftsführung (unter Ziff. II 6 b der Be- 
gründung), sondern auch zusätzliche Garantiemittel 
zur Absicherung von Risiken, die sich aus den im 
Aufnahmeland erst aufzubauenden Versicherungs- 
bestand ergeben. Erfahrungsgemäß hat es ein aus- 
ländisches Versicherungsunternehmen nicht nur 
schwer, schnell einen ausgeglichenen Versicherungs- 
bestand zu erwerben — um überhaupt in das Ge- 
schäft zu kommen, müssen häufig schwere Risiken 
übernommen werden — , sondern das Unternehmen 
muß sich mit seiner gesamten Geschäfts- und Tarif- 
politik erst auf die unterschiedlichen Gegebenheiten 
des neuen Marktes einstellen, so daß die Gefahr 
von Fehlentscheidungen besteht. 

Es ist zwar wünschenswert, daß sich die recht- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten immer mehr angleichen, so 
daß sich schließlich ein einheitlicher Versicherungs- 
markt ergibt. Dieser besteht jedoch bisher noch 
nicht, deshalb eilt die Kommission der Entwicklung 
voraus, wenn sie u. a. von zahlreichen kleineren 
Unternehmen spricht, die ihren Sitz in grenznahen 
Räumen haben und in mehreren Staaten tätig sind. 
Der Bundesregierung sind keine derartigen Unter- 
nehmen bekannt. 

Wenn die hohen auf die Tätigkeit im Ausland ab- 
gestellten Anforderungen auch an Unternehmen ge- 
stellt werden, die nur in ihrem Sitzland tätig sind, 
würden in Deutschland — wie auch in den meisten 


anderen Mitgliedstaaten — zahlreiche Unterneh- 
men, vor allem mittlere und kleinere, deren Ge- 
schäftsbereich sachlich oder regional beschränkt ist, 
in finanzielle Schwierigkeiten kommen, obwohl sich 
ihr Geschäftsrisiko in keiner Weise ändert. 

Für die deutschen Krankenversicherungsunter- 
nehmen führt die Richtlinie noch aus anderen Grün- 
den zu unannehmbaren Ergebnissen. Im Unterschied 
zu den anderen Mitgliedstaaten wird die Kranken- 
versicherung in der Bundesrepublik „nach Art der 
Lebensversicherung", d. h. auf mathematischer 
Grundlage betrieben. Die Risikodeckung kann des- 
halb weitgehend über sog. mathematische Reserven 
(eine besondere Art der technischen Reserven, Arti- 
kel 15) erfolgen, die jedoch kein freies Vermögen 
sind und deshalb in die sogenannte Solvabilitäts- 
spanne nicht eingerechnet werden. Die in Artikel 16 
vorgesehene schematische Halbierung der Sätze für 
die Krankenversicherung wird den besonderen Ver- 
hältnissen dieses Versicherungszweiges nicht ge- 
recht. 

Unter diesen Erwägungen empfiehlt der Ausschuß 
dem Bundestag, von den Richtlinien mit der Maß- 
gabe Kenntnis zu nehmen, daß 

a) Artikel 16 und 17 nur auf Unternehmen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat der EWG tätig 
sind, angewandt wird und 

b) eine Regelung gefunden wird, die die besonde- 
ren Verhältnisse der Unternehmen der privaten 
Krankenversicherung ausreichend berücksichtigt. 


Bonn, den 8. November 1966 


Stein (Honrath) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der EWG — 

Drucksache V/805 — mit der Maßgabe Kenntnis zu 

nehmen, daß 

a) Artikel 16 und 17 nur auf Unternehmen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat der EWG tätig 
sind, angewandt wird und 

b) eine Regelung gefunden wird, die die besonde- 
ren Verhältnisse der Unternehmen der privaten 
Krankenversicherung ausreichend berücksichtigt. 


Bonn, den 8. November 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Stein (Honrath) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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